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dingten Wertzuwächsen eintreten. Damıt befürworten wiırd, daß 1mM Ergebnis nıchts Ernsthaftes erwartien
also alle iıne Abgabe aut eınen nıchtrealisierten Ver- sel Zumindest werde nıcht der Gesamtkatalog VO  - Ma{fß-
mögenszuwachs, auf eınen nıchtrealisierten Gewiıinn. DIie- nahmen, sondern NUur die ıne oder andere verwirklicht.
SCr Umstand wırd in der politischen Diskussion oftmals Das 1St möglıch, ware aber verhängnisvoll. ıne derar-
falsch dargestellt, weıl die Ablehnung einer Besteuerung tige kurzfristige Eıgentumsstrategie wırd nıcht 1Ur „sub-
nıchtrealisierter Gewıinne ausschließlich auf die Einkom- optimale“ Erfolge zeıtigen. Da alle Ma{fßnahmen 1n den
mensteuer bezogen wird. Freilich sınd orm un: Umtang verschiedenen Bereichen zusammenwirken müussen, würde
dieser Wertabschöpfung heftig umstrıtten, ıne Prognose der Austfall der einen oder anderen Regelung leicht be-
über den Ausgang des Streıites ZUur eıt nıcht möglıch, da wirken können, daß der Bodenmarkt eben nıcht nach-
abgewartet werden mufß, welche Lösung die Koalıtions- haltıg verbessert wird, da{(ß Mißstände sıch verlagern, die
partner der Bundesregierung ın ıhren Verhandlungen Gesamtsıtuation bleibt. Für diesen Fall weIılst die Kirchen-
über die Novelle ZuUuU Bundesbaugesetz finden werden. denkschrift rohend in die Zukunft: „Eın weıteres Yre1-

benlassen mu Verhältnissen führen, die radıkalere
Maßnahmen rechtfertigen würden“ S 38) Dıieser AppellWohin führt der Weg? richtet sıch nıcht 1Ur den Gesetzgeber, sondern auch
alle Kräfte in einer pluralistischen Gesellschaft, die eıner

Manche Beobachter der politischen Szeneriıe meınen, da{fß Anpassung der Bodenordnung die Notwendigkeıiten
die Vielzahl der wıderstreitenden Meınungen, Interessen der gesellschaftlichen Entwicklung 1im Wege stehen.
un: polıtischen Aktionen sıch gegenseılt1g neutralısiıeren Rüdiger Göb

IntervieWw

aa und Kırche
Partner, Fremde der Gegner?
Eın espräc mit Praäalat Wilhelm OSie
Für das Verhältnis VO:  > Kırche und Staat ın der Bundes- das Verhältnis VO  ; Kırche und Staat se1 in der Bundes-
republik sınd ım Augenblick und ohl auch auf längere republık nıcht umstrıtten, gebe kaum Probleme, un
Sıcht vreL Fragenkomplexe ınteressant: Welche Kräfte solche auftauchten, würden S1e VO  ; innerkirchlichen
UN: welche Ziele stehen hinter den Bestrebungen nach Gruppen tast künstlich hochgehalten. Kann INnan dıes
einer radıkalen Irennung vayıischen Kirche und Staat, 1LE nach vier Jahren soz1iallıberaler Koalıtion und nach den
S$Le sıch ursprünglich ım Kırchenpapier der Bundesdele- etzten Forderungen diesem Thema Aus der FDP noch
gzertenkonferenz der Jungdemokraten und ın milderer, ruhigen Gewi1ssens saggn?aber doch substantiell gleicher orm ın dem FDP-Diskus-
s1onspapıer niedergeschlagen haben? Wıe gestaltet sıch Woste Sıcher ann InNnan das nıcht mehr ruhigen Gewi1s-
das Verhältnis den gegenwärtigen Reg:erungsparteien®? SCMS n. Auch VOrLr dem Bekanntwerden der vierzehn
Und Was bleibt tür dıe Erfüllung des bırchlichen Auf- Thesen Aaus der FDP 1St das Verhältnis Staat—Kirche 1n

ın der Gesellschafl Staat-Kiırche-Verhältnis die Ööftentliche Diskussion geraten, und WAar einmal hın-
wesentlich, und sınd Korrekturen denkbar und $INN- sichtlich konkreter Punkte, der Kırchensteuer-Frage,
moll? Dber diese YTeL Fragenkomplexe sprachen ZOLY miıt des Religionsunterrichtes ın den Schulen, der theologischen
dem Leıter des Kommuissarıats der deutschen Bischöfe ın Fakultäten den Universitäten, ZAU anderen aber auch
Bonn, Prälat W.ilhelm Wöoste grundsätzlich durch bestimmte Gruppen (genannt sejen

hier dıe Humanistische Unıi0on und dıe Jungdemokraten),
Herr Prälat, noch VOL wenıgen Jahren konnte INa  3 die schon seıt Jahren auf ine Trennung VO  e Kirche und

VO  — Vertretern der Kirche, auch ın Ihrem Hause, hören, Staat bzw. totale Privatıisierung der Kırche hinarbeıten.
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„Eine unterschwellige Bewegung InNnan sıch 1n Lehre und Verkündigung VO  } der Kırche nıcht
bevormunden lassen möchte, dagegen ihre Tätigkeıit 1im

Sınd 1Ur die VO  - Ihnen apostrophierten Gruppen „horizontalen“ Bereıch, iıhren Beıitrag ZUur Mitmenschlich-
oder sınd diese nıcht eher Träger eiıner unterschwelligen keıt, stärker heraustordert. Teilweise 1St dıese Haltung
ewegung, die, WwW1e Jüngst eın bekannter protestantischer auch iın der heutigen Theologie begründet
Kırchenmann Sagte, diıe „Bewußtseinslage“ wenıgstens
eines Teils der Bevölkerung wıderspiegelt? Sıe Theologie . Ist nıcht eher

gekehrt, da{fß sıch dıe Theologie, die Sıe ansprechen, die
Woöste iıne solche unterschwellige ewegung 1st vorhan- „horizontalen“ Forderungen als Ausdruck einer säkularen
den Man ann S1e daraus entnehmen, daß iın Meı- zeitgeschichtlichen ewegung erst eıgen machte
nungsbefragungen ıne gew1sse Schicht VO  } Bürgern CI -

klärt, die Kirche habe zuviel acht Darüber hinaus 1St Wöoste Wo jeweıls Ursache und Wırkung lıegen, ISt schwerfestzustellen, dafß gerade 1n den Massenmedien immer
Sagcn. bın 1aber der Meınung, daß die Theologiewıeder Argumente für ıne radikalere Trennung VO  3 auch unabhängig VO den Erwartungen der Welt die-Kırche und Staat aufgegrifien werden. Dagegen 1St bıs

jetzt außer bei der FEDP 1im eigentlichen politischen SCST. horizontalen Rıchtung gefunden hat Ihre Argumente
siınd Ja auch nıcht VO  e heute: sS1ie reichen bereits Jahre —-Leben, bei den polıtischen Parteı:en und be1i den Verbän-

den, auch bei den Gewerkschaften, die rage nıcht aut- rück Ich möchte aber noch anfügen. Es 1bt, das
werden auch Sıe nıcht leugnen wollen, ZEW1SSE Anzeichengegriften worden. Dennoch: eiıne unterschwellige ewe- dafür, da{ß das Pendel wıeder umschlägt. Wenn INan dar-

sSung 1St sicher vorhanden, dürfte NUr recht schwer se1nN, denkt, WI1e drängend heute wieder die Sınnfrage SC-S1e zuverlässıg abzuschätzen. Auf der anderen Seıite stel- stellt wırd und w1e die Kirche auch VO  3 solchen, VO  -len WIr fest, dafß VO  — breiten Schichten der Bevölkerung,
teilweise auch Aus Kreısen, die den öfftentlichen Status der denen INa  — nıcht erwartet, aufgefordert wiırd, AaUuUsS$ ihrer

metaphysıschen Schau den unterschiedlichsten Pro-Kırchen 1mM Sınne einer radikalen Privatisierung andern
möÖchten, die Kırche Forderungen herangetragen WerTr-

blemen Stellung nehmen, dann kann INnan ohl doch
auch wıeder aut eın größeres Verständnis für den (sesamt-den, VOT allem 1mM humanıitären und karıtatıven Bereıich,

die S1e gar nıcht erfüllen kann. auftrag der Kirche hoften

Ihr Hınvweıis auf die Medien befriedigt uns an
sıchts der Tatsache, dafß das Prinzıp der negatıven Neu- „Positive Neutralität“
tralıtät (Ausschlufß jedes Unternehmens AaUusS$s staatlicher
Förderung miıt relıg1ıösen Zielen oder auch NUur Neben- Dafß das Pendel auch umschlagen kann, möchten WIr
zıelen) sich immer deutlicher ın der Interpretation VO  $ nıcht grundsätzlıch leugnen. Doch 21Dt eın starkes OFrt-

Verfassungen nıederschlägt, nıcht ganz. Wır möchten NUur wıirken antıkırchlicher, wenn Sıe wollen antiklerikaler
erinnern das letzte Schulurteil des Obersten Gerichts- Ressentiments, die der Kırche als panzer gelten, und
hofes der USA (vgl September I7 445 0S das das möchten WIr Sıe fragen Z1Dt nıcht auch das
recht augenfällig sıgnalısıert, daß dieser Trend weitergeht. ernste Sachproblem, ob überhaupt und WENN, Ww1e ıne
Dafß die Kıiırche dennoch mi1t Erwartungen gesellschaftlicher demokratisch verfaßte, moralisch und weltanschaulich

pluralistische und 1n ihrer Aufgabenstellung auf säkulareNatur überfordert wird, dürfte kaum überraschen. Ist
nıcht gerade 1ne solche Überforderung das „natürliıche“ Ziele eingegrenzte Gesellschaft 1n Verfassung und echt

Religionsgemeinschaften oder, m WIr noch allgemei-Spiegelbild eiıner Zeıt, die den „theologischen“ Auftrag
der Kırche geringschätzt, die dafür aber ımmer mehr NCLI, Institutionen mıiıt Transzendenzverweıs, überhaupt
menschliche un gesellschaftliche Probleme miıt sıch herum- iıne ıhrem Selbstverständnıis ANSCMECSSCHNC Stellung eINZU-
schleppt. raumen in der Lage 1st? Mufß der moderne Staat nıcht

erst mıiıt diesem Problem einmal fertig werden?
Wöste Zum ersten Zum generellen Trend möchte ıch csehr
vorsichtig Ntwortien. Wenn ich VO  3 den Massenmedien Woste Das 1St sıcher richtig Um eın anderes Beispiel

NECNNECN, ebensowen1g, w1e uns heute gelingt, mMIt demgesprochen habe, dann 1St damıiıt ıne bestimmte Schicht
Von Intellektuellen gemeınt, dıe Zanz sıcher in einem SLAar- relatıven Wohlstand fertigzuwerden, hat NSsere sıch
ken aße die Kirche ablehnen. Ob dıeser Trend, als plural bewußt werdende Gesellschaft fertiggebracht,
Ihr US-Beıispıiel anzuknüpfen, weitergeht, 1St schwer VOTLI- Aaus iıhrer Sıcht heraus Kıiırchen und Religionsgemeinschaf-
Aduszusagen. Wır haben namlich umgekehrt ın anderen ten 1ın ıhrem Eigengewicht verstehen und ıhren Stand-
Ländern die Tatsache verzeichnen, da sıch Staaten, Ort entsprechend umschreiben. Von uns AaUS können
die bisher auf ine scharfe Trennung Wert legten, heute WIr NUr SasCH. Dıie Kırche hat sıch nıe NUr als ıne gesell-
Miıt den Kırchen stärker arrangıeren. Das gilt z. B für schaftliche Gruppe 1M Staat gesehen, sondern auch als ıne
Frankreich. Zum zweıten: Es 1St Banz sıcher richtig, dafß Institution dem Staat gegenüber, und S1e muß VO  - daher

auch einen anderen Status haben als andere gesellschaft-eın Wıderspruch sichtbar wiırd, der dadurch entsteht, daß
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ıche Gruppen Weıter ISt dazu und dies wırd das Verhältnis Kırche—Staat langfristig VO Meınungs-
1n allen ernsten Gesprächen auch zugegeben daß die stand ın der Bevölkerung ab, mittelfristig aber doch ohl
Gesellschaft bestimmte Grundwerte und Grundnormen stärker VO den jeweıils herrschenden polıtischen Konstel-
braucht, iıne gemeınsame Basıs des Zusammenlebens latıonen ın Bund und Ländern und damit auch VO Ver-

haben Und hier sınd zumıiındest Aaus den Jjetzıigen hältnis der Kırche den die Bundesregierung tragenden
Gegebenheiten heraus die Kirchen in erster Linıe 1n Parteıien. Um dieses Verhältnis steht 1U  — nıcht ZU
der Lage, einen wesentlichen Beıitrag eıisten. Der Staat besten. Wo sehen Sıe, VO historischen Erbe eiınmal ab-
VO  ; sıch Aus annn nıcht, aber die Aufgabe als solche gesehen, die größte aktuelle Belastung?
wird doch anerkannt.

Wöste: Es ware verkehrt, NUrLr VO  $ Belastungen SP.
Nun haben Ja die Weimarer Verfassung und das chen ber wenn Sıe danach fragen, möchte ıch autf Zzwel

Tatsachen hinweisen. Da sınd einmal die anstehendenGrundgesetz das Gegenüber der Institution Kirche ZuUuU
Staat 1m Sınn des Prinzıps der Trennung bei „Partner- Gesetzgebungsmaterien, in denen sıchtbar wird, daß die

soziallıberale Koalıtion und die Kırche Von unterschied-schaftlicher“ Zusammenarbeit anerkannt. Der öftentlıch-
rechtliche Status der Kirchen, der Religionsunterricht als lichen Denkansätzen ausgehen. Dıie zweıte Belastung bıl-

den ZEW1SSE Strömungen innerhalb der beiden Koalitions-ordentlıches Lehrtfach den Schulen, die theologischen
Fakultäten sind Ausdruck einer dem Selbstverständnis der parteıen, in denen sıch 1mMm Verhältnis ZUr Kirche eine Ra-

dıkalisierung vollzieht oder 1ın denen ıdeologische Ten-Kırchen aAangemessenen Präsenz 1n der Oftentlichkeit.
Wenn aber ine wachsende Zahl von Bürgern Religion denzen vertretien werden, die auf die Dauer einer Kon-
nıcht mehr als eiınen den Menschen und die Gesellschaft trontation Mıt der Kırche tühren können.
prägenden Grundwert anerkennt, dürfte unabhängig

Vorwurf kırchlicher Bevormundung ftür den Staat ‚Unterschiedliche Denkansätze“auf die Dauer schwer se1N, dieses Gegenüber institutionell
un rechtlich garantıeren. Mu(ß eshalb nıcht auch dıe Sınd NUr die Gesetzgebungsmaterien? Ist 11Kırche ihren Auftrag in der Gesellschaft NCUu begründen,
und welche „neuen“ Argumente hat S1C dafür? Grunde CNOMMECN das Verhältnis Z den Regierungs-

parteiıen nıcht noch stärker durch die Tatsache belastet,
Wöste Natürlich müssen dafür auch NCUE Ansatzpunkte einmal, da dıe Bindungen der katholischen Kırche

den Unıi0onsparteien csehr CN und noch sind, ZUMgefunden werden, und WAar einmal AaUuUS dem Selbstver-
ständnıs der Kırche heraus, Zu anderen AusSs dem Ver- zweıten, da{ß sıch die Kırche ın der Bundesrepublik Z

erstenmal seit deren Bestehen einer Regierung gegenüber-ständnis des neutralen Staates und seiınem Verhältnis sıeht, deren tragende Kräfte der Kirche insgesamt eden pluralen Gruppen SO müßte die Kırche viel deut- sehen fernstehen?lıcher machen, da{(ß S$1e den Staat nıcht evormunden will,
sondern 1n der Ertüllung ıhrer Sendung zugleıch einen Wöste Zum ersten würde iıch Sapcen, ın den derzeitig ak-
Dıienst (sanzen eistet. Wenn s1e z. B, NUur eın tuellen Gesetzgebungsmaterien (Ehegesetz, Pornographie,krasses Beispiel zeıgen, bezüglıch des 218 sıch klar Abtreibung) scheint eın fundamentaler Unterschied ZW1-
für den Schutz des ungeborenen Lebens einsetzt, dann schen den Parteıen un der Kırche bestehen. Nach dem
geht ihr dabei nıcht polıtischen Machtzuwachs, SOIl1- Willen der Koalitionsparteien soll sıch der Staat immer
dern den Dienst eiınem menschenwürdigen Zusam- stärker aus dem sittlichen Bereich zurückziehen und damıt
menleben. Anderseıts sollte der plurale Staat, w1e Prof auch ethische Normen, die bisher Grundlage des Gemeıin-
Kewenig überzeugend nachgewiesen hat (Essener (,e- schaftslebens N, abbauen bzw in dıe Beliebigkeit des
spräche: Das Grundgesetz und dıe staatliche Förderung einzelnen stellen, während die Kirche der Meınung 1St,der Religionsgemeinschaften. unster 19741), eine pyosıtıve da{f der Staat aufgrund seiner Gemeinwohlfunktion be-
Neutralıität ausüben gegenüber den gesellschaftlichen stiımmte Grundwerte generell schützen und aNZzU-
Gruppen, da s$1e ZUTF Erfüllung seiner Aufgaben drıin- erkennen hat möchte dies klarmachen Beispielgend benötigt. Positive Neutralıität: Das heißt, da{fß sS1e Ehe Die Ehe- und Familienrechtsreform sieht Ehen Nnur
Je nach dem iıhnen eigenen Aufgabenbereich wirken äßt noch eın tormal als das Miıteinander zweıer Menschen,
und Ördert. Das geschieht auch heute schon hin- die Ziel und Sınn ıhrer Ehe selbst bestimmen, während
sıchtlich der unterschiedlichsten Verbände. Das sollte auch nach Auffassung der Kırche auch der Staat für die Ehe
gegenüber den Kirchen gelten. Diese eiden Ansätze: einen Mindestinhalt der Treue, Beistandspflicht und Ver-
Dienst der Kırche und positive Neutralität des pluralen aANtWOrtUNg türeinander akzeptieren sollte. Zum zweiten:
Staates, könnten Ausgangspunkt sein für die Entwicklung Was die Gesprächssituation etrifft, SO nat siıch die Kirche
der Ihnen erfragten ‚neuen“ Argumente, bemüht, der sozialliıberalen Koalıtion unvoreingenommen

ZUu begegnen, Man sollte aber ruhig SApcN, as Sie 2A11

HK Nun hängt Z4WAar, eine weıtere Schicht on Hra- deuten, daß 1n Folge der ähe 1n den Grundanschau-
KCNn 1 aktuellen Komplex Kırche—Staat anzusprechen, UuNgCn eine Zusammenarbeit Nl den Unionsparteien in
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manchen Fragen eichter bewerkstelligen 1St, obwohl demokratischen Parteı gesellschaftspolitisch immer wenigerauch mit den Unionsparteien nıcht NUur Übereinstimmun- verbinden scheint?
SCI, sondern auch Dıiıfterenzen gegeben hat Und schließ-
lıch kann und soll INan auch nıcht übersehen, daß die P Wöste Wır sınd verpflichtet, die Aussagen der SPD als
sammenarbeit der Kırche miıt der soz1allıberalen Koalı- ehrlich anzusehen und S1e dem INCSSCIL, W as ıhre
t10N iıch Sapc das hier ohne Wertung auch durch amtlıichen Repräsentanten und W as die Parteı 1n der
die Tatsache erschwert wiırd, da{ß der Regierung praktischen Politik LUuL Spekulationen über letzte Inten-
dieser Koalıition wesentlich wenıger Katholiken Ver- tiıonen anzustellen, 1St nıcht Sache der Kırche Zur FD  S
antwortlicher Stelle stehen. Ich möchte nıcht VO  } einer antiıklerikalen oder antıkiırch-

lıchen DParteı sprechen, WIr mussen aber antıkırchliche
Strömungen 1n dieser Partei ZUT Kenntnis nehmen, und
WIr möchten dennoch das Verhältnis auch Zr FDP 1n„Verstärkung einer antikirchlichen

römung“ einem Sıinne klären. Es 1St aber nıcht NSere Auf-
gabe, koalıtionspolitische Konstellationen vorwegzuneh-

Trotz dieser Belastungen tehlt aber nıcht INEN, beurteilen oder Kar ANZUFCREN
goodwill-Bekundungen selitens der Bundesregierung. Der
Bundeskanzler hat 1n seiner Regierungserklärung den Bleiben WIr also bei den polıtischen Fakten. Ist
Kırchen hre gegenwärtige Stellung SOZUSagen regierungs- nıcht auch VON der Kirche her gesehen 5 da{fß die Schwie-
amtlıch bestätigt. Und viele Sozialdemokraten, nıcht ur rigkeiten Nt der SPD 1ın erster Linie 117 gesellschafts-
die wenıgen Katholiken 1n der Parteı, betonen, an der polıtischen Felde lıegen, sıch kırchliche Anliegen NT
Rechtsstellung der Kırche (selbst 1n der Frage der Kirchen- parte1- und ideologiepolitischen Interessen kreuzen, wäh-

rend 1mMm Verhältnis FDP die Probleme 1n erster Linıiesteuer) wen1gstens VO  3 sich AUS nıchts äandern Zz.u wollen.
Selbst Juso-Chef Wolfgang Rorch wufßte Jüngst Velr- 1n Fragen der OÖftentlichkeitsgeltung der Kırche Z suchen
sıchern, se1ine Organısation sehe keinen Grund, die Kır- sind?
chen Zu beeinträchtigen, S1Ce marschierten Ja nıcht mehr
ohne weıteres mMi1t den „konservativen“ Kräften. ılt also Wöste würde die Dınge nıcht infach sehen. Neh-
die Versicherung des Bundeskanzlers ftür die SPD INCNMN Sıe einmal die rechtspolitischen Fragen. Hıer be-
und 1m Bliıck auf die auch tür dıie anze Regierung? stehen Aaus der Sıcht der Kirche zwischen SPD und FDP

keine großen Unterschiede. Bezüglıch der gesellschafts-
Wöste Sıcher gilt die Versicherung des Bundeskanzlers, politischen Fragen, DAn der Freiheit der kirchlichen Trä-

gCI 1im karıtatıven Bereıch, 1St bisher bei der FDP teil-für die WIr sehr ankbar sınd, für die Regierung,
und sınd bisher auch keine Anzeichen sichtbar Or- welse ein größeres Verständnis für kirchliche Anlıegen
den, daß dies bestritten wırd. Auf der anderen Seite 1St testzustellen. Was die „Kırchentfeindlichkeit“ der FDP
hinreichend ekannt, da{fß die Regierungsparteien keine betrifit, haben WIr 1n der polıtischen Praxıs dafür bıs
monolithischen Blöcke sınd, sondern dafß 1n ıhnen cehr heute keine Beweise, auch wenn uns die jetzıge Entwick-

lung nachdenklich stımmt. Wenigstens lassen siıch aufunterschiedliche Strömungen 21Dt, auch unterschiedliche
Strömungen bezüglich des Verhältnisses DA Kirche In Bundesebene Zeichen solcher Antikirchlichkeit nıcht er-

der SPD wırd dies ohl stärksten sichtbar autf der kennen
Ebene der Länder un Kommunen. Be1 der FDP hat
wohl nıe iıne einheitliche Haltung gegenüber den Kirchen aber iın den Ländern und Gemeinden?
gegeben, 1im Augenblick erleben WIr hier allerdings eıne
Verstärkung antıkıirchlicher Strömungen. Woöste In diesen Bereichen haben WIr keinen pENAUCH

Überblick, konkrete Aussagen dazu machen kön-
Sıe sprachen höflich VO  3 antıkırchlicher Strömung, nen Dafß die FDP Schrittmacher bei der Zurückdrängung

bei anderen zirkuliert bereits das Stichwort VO  — einer der Kirchen AauS den Schulen Wal, 1St ekannt.
neo-antıklerikalen Partei. Wıird nıcht beides überschätzt,
die Kirchenfreundlichkeit der SPD WI1EC die Kırchenfeind- Aber die Schulfrage ISt, VO Religionsunterricht ab-
lichkeit innerhalb der FDP, und sınd die verschiedenen gesehen, heute doch wohl keine echte Belastung mehr.
Haltungen der Parteien nıcht primär bestimmt durch - der sehen S1ıe in der Forderung der FDP-Thesen nach
terschiedliche Rücksichten auf die jeweiligen potentiellen der „religiös und weltanschaulich-neutralen (jemeln-
Wählergruppen? Dazu eine weıtere Frage: Würden künf- schaftsschule“ einen NCUCH Casus bellı
tig nıcht recht problematische Koalitionsbedingungen ent-
stehen? Wır denken eLiwa aAMn eine CDU, die nolens volens Wöste: Wenn diese Einheitsschule den Wıillen der
Mit einer ıch antıkirchlich gebärdenden FDP, Mıt der S16 Eltern oben eingeführt werden soll, mu ß mMit einem
gesellschaftspolitisch heute wieder mehr verbindet, in Konflikt gerechnet werden. Im übrigen ware aber für
Konflikte müßte, während S1E mMit der Sozial- die Freiheitlichkeit un Bıldungswesens UL, WCNnNn VOonNn
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seıten der FDP und nıcht NUur VO  3 ıhrer Seıite neben distanz allen Parteıen nıcht gegeben. Dıie Kırche sıeht
der Forderung nach einer neutralen Regelschule einmal 1U die Möglichkeıit, ın einem dauernden Gespräch MIt
die Notwendigkeıt eines ergänzenden Freijen Bıldungs- den Parteıen dazu beizutragen, dafß sıch diese weıt
W e5sCe11>5 betont und ZU anderen VOL der Getahr gEeEWAarNT wandeln, daß ıne Aquidiıstanz, oder SCHh WIr besser:
würde, da{ß die als neutral konzıpilerte Regelschule doch iıne gleichgroße ähe auch inhaltliıch erreıcht wırd.
durch die Hıntertür ine Bekenntnisschule wiırd, 1U aber
1m Sınne der Ablehnung aller Werte oder der Auffüllung Sıe ordern Wandel VO:  > den Parteıen. Müdifßte siıch
mi1t marxistischem oder Ühnlichem Inhalt. nıcht auch die Kirche 1m Verhältnis den Parteıen

wandeln, 1in der VWeıse, daß sS$1e künftig Probleme,
Der Kanzler hat nıcht NUur dıe öffentliche Stellung dien des veränderten ethischen Standards primär AUS

der Kirchen NEeUu bekräftigt und diese Bekräftigung Nur der Bevölkerung kommen, einselt1g oder hauptsächlich
mMIt dem ın seıner Intention sıcher eindeutigen Zusatz VeI- NUur miıt den Parteıen bzw mi1t der Regierung austrägt?
sehen, s1e möchten sıch AUS „tradıtionellen soz1ı1alen un: Wır sınd uns nıcht einmal bei der Reform des Z sicher,

ob der Zug ZUr Fristenregelung nıcht primär AUS einempolitischen Bindungen“ lösen, sondern hat bereıts ın der
relatıv breıiten Trend bei der Bevölkerung kommt,Wahlnacht den katholischen Wählern für die „wachsende

Aufgeschlossenheit“ gegenüber der SPD gedankt. Sıe, dessen Propagator siıch dann dıe Parteıen Je nach ber-
Herr Prälat, griffen damals diesen ank mi1t der Bemer- ZCUBUNg und Interessenlage Wiähler machen?
kung auf, se1 u  a hofften, dafß der Kanzler und dıe

Woöste Es stimmt nıcht ganz, daß dıe Parteien 1Ur aut-sozjallıberale Koalıtion deswegen 9008 auch eın ofteneres
Ohr für politische Anlıegen der Katholiken haben wUur- greifen, W as VO  - kommt. Tatsache 1st doch, daflß

INa  3 be1 Gesetzgebungsvorhaben zunächst autf der polıtı-den Hatte dieser Wounsch Wirkungen?
schen Ebene AansetzZt Hıer haben dıe Parteıen ı1ne VOI-

rangıge Zuständigkeit, die Kıiırche MUu S1e deswegen 1nWöste Ich glaube WAar nıcht unfaır, die Bıtte die
SPD riıchten, NUuU  - auch stärker auf das katho erstier Linıe ansprechen. Im Prinzıp mOögen. Sıe recht

haben Dıie Fragen werden aber politisch planıfızıert, undlische Gedankengut einzugehen. Leider haben WI1r eın
solches Verständnıis nıcht immer gefunden. Es WAar für uns dann kommt die Diskussion VO  - n  go M deswegen sınd die

Parteıen 1n erster Linıe zuständig und auch der richtigez ıne große Enttäuschung, da{fß die Bundesregierung
Adressat.sıch mi1t Beginn der Legislaturperiode nıcht mehr

dıe Fristenregelung be1i der Reform des 218 stellte.
Und WAar ıne noch größere Enttäuschung, dafß der Ge- Bezüglich des Adressaten haben WIr noch ıne Zl

setzentwurf ZUrr Fristenregelung, der katholischem Den- satzfirage. Wır würden 1n dem, W as Sıe gCNH, eın polı-
tisch keine Schwierigkeıiten sehen. ber die Kırche mu{fß Jaken diametral entgegengeSsetzZt ISt, o eiınem Frak-

tionsantrag erhoben wurde. auch 1ın iıhrer politischen Strategıe, besonders wenn

ethische Grundfragen geht, seelsorglich denken. Die Seel+
OIg aber muüuüfßte rechtzeitig beim olk und für
die Gesamtöffentlichkeit SOZUSdaSCHL nıcht erst 1in der Aus-

„Aquidistanz kaum erreichen“ einandersetzung miıt den Parteıen un miıt dem (jesetz-

geber 1n Erscheinung treten”?Wıe 111 die Kirche un den gegebenen Umständen
das Votum 1mM Arbeıitspapıer der Synodenkommission

Wöste meıine nıcht, daß dıe Kirche 1n der Vergangen-realısıeren, sıch gegenüber den politischen Parteıen mOÖg-
lıchst „Aquidıistanz“ bemühen? heit ımmer Ur sıch auf die Auseinandersetzung mit den

Parteıen und dem Gesetzgeber beschränkt hätte. Sıe hat

Woste würde CN. dıe Kirche sieht als ihre auch in ihren vielfältigen Bildungseinrichtungen und auch
in der Gemeindearbeıt ethisch-politischen Fragen Raum

Verpflichtung an, gegenüber allen Parteien, die auf dem
Boden der Verfassung stehen, gesprächsbereıit sein In- gew1idmet. 111 aber SEIN zugeben, da{fß hıer beträcht-

ıch mehr geleistet werden müßte. sehe ıne Möglich-sofern 1St jetzt schon ıne echte AÄquıidıstanz möglıch.
keıt ın einer gezielteren Arbeıt ın unseren Verbänden,Selbstverständlich ware eın idealer Zustand, wenlnl

auch bezüglıch der Übereinstimmung ın den Sachfragen Akademıen und Medien, aber auch in den in den etzten
Jahren geschaftenen Raten des Laienapostolats auf den

(Grundsatziragen) und 1n der praktischen Zusammen-
arbeıit mi1t allen 1m Bundestag ve Parteıen ıne verschiedenen Ebenen.

yleiche ähe erreicht werden könnte. ber schon der
dauernde Wandlungsprozeß innerhal der Parteıen und Ist mıiıt dem Schlagwort VO  $ der Aquıidıstanz nıcht

noch eın anderes Problem angeschnıtten, über das wenıgerauch 1n der Kirche aßt befürchten, daß ıne solche AÄquı-
distanz kaum erreichen 1St. Zur eıt 1St n der iın gesprochen wird, das aber wichtiger erscheıint. Sind

Sıe nıcht auch der Meıinung, da{fß mehr Dıstanz ZUuUr: Parteı-
unserem Gesamtgespräch aufgewlesenen unterschiedlichen
Auffassungen mi1t den Koalitionsparteien ine AÄquı- politik vordringlicher 1St und ıne solche Dıstanz dıe
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Kirche polıtiısche Angrifte auch besser schützt als sEes Kompetenzrahmens des Staates sollte 1aber der Vor-
ıne ormale Aquidıstanz „zwiıschen“ den Parteıen, diıe rang der freien Träger nıcht abgeschafft werden. Als Be1-
VO: Wählervolk her gesehen auch 1n Ländern ohne Welt- spiel könnte 11a  - dıe Kındergärten nehmen. Der Staat
anschauungsparteıen nıcht gegeben 1st? hat Ja die Pflıcht, datür SOTSCNH, dafß die Kınder 1n der

Vorschulzeit einen möglıchst gleichmäfßigen Entwicklungs-
Woöste Dıie politische Willensbildung 1n der Bundesrepu- stand erreichen un: daß genügend Kındergärten Z Ver-

fügung gestellt werden. Selbst aktıv werden sollte dar-blık vollzieht sıch nach dem Grundgesetz und 1ın der Ver-
fassungswirklichkeit weitgehend über die polıtischen Par- über hinaus aber erSt, wenn dıe freien Träger nıcht ın der

Lage sınd, die Nachfrage befriedigen. Auch 1n diesemtelen. Zu allen wesentlichen Fragen uUuNseIeCc5S politischen
Lebens o1bt Standpunkte dieser Parteıen. Wenn die Falle werden viele Aufgaben auf ıh: zukommen, dafß

s1ie nıcht ertüllen kann.Kirche iıhrerseits solchen Fragen Stellung nımmt, dann
1St unvermeıdlıch, da{ß ıhre Haltung mi1t derjenıgen der
verschiedenen Parteıen verglichen wiırd. Dem könnte dıe Wıe stehen Sıe aber dem nıcht selten gehörten
Kirche 1Ur entrinnen, WEeNn S1e sıch poliıtisch völlig ab- Vorwurf, die Kirchen verfügten gerade 1m Vorschul- bzw
stinent verhielte und damıt den eigenen Auftrag VOCI- 1M Kindergartenbereich über eın taktisches Monopol und
kürzte. Wenn Sıe 1n Ihrer rage aber Parteipolitik 1mM möchten mehr als ıhnen ZuL LuL auch daran festhalten?
eENgSTEN Sınne verstehen un damıt ine Einmischung der
Kırche 1n innerparteıilıche Auseinandersetzungen und Der- Woste bın urchaus der Meınung, da{fß ıne Regelung
sonalfragen ansprechen, bın iıch mi1t Ihnen der Auf- des Verhältnisses zwıschen Staat und freien Trägern nach
fassung, dafß hier ıne Dıistanz der Kiırche angebracht ISt. dem Subsidiarıtätsprinzıp nıcht einem ftaktiıschen
Dıies 1St übrigens eın wenn auch nıcht der alleinıge Monopol eines treien Trägers oder eiıner Kirche führen
Grund dafür, da{(ß heute keıine katholischen Geistlichen darf Dıie Kirche Jegt cselbst Wert darauf, da{fß die Eltern
als Mandatsträger in den Parlamenten g1bt. ıne Wahlmöglichkeit haben

In der Sozialplanung tällt seıtens der Regierungs-
„Der aa oll VGO  =s seiner Rahmen- parteıen häufig das Stichwort VO  a der Notwendigkeit

e1nNes flächendeckenden Angebots 1m Sozial- (Kınder-ompetenz eDprauc machen“
garten, Beratungswesen) un: Bildungsbereich (Erwach-

Bezüglıch des Mitwirkens der Kırche 1mM Sozial- und senenbildung). ber die Notwendigkeıt eines solchen An-
gebotes sınd sıch Kırchen, freıe Trager und staatlıche Stel-Bildungsbereich wırd sowohl be1 den Koalitionsparteien

Ww1e anderen Gruppen das Subsidiarıtätsprinzıp NCUu ZuUur len ohl] e1n1g. Doch bleibt die rage, Ww1e Berück-
sicht1gung aller Beteiligten realisiert werden so11? Und dieDebatte gestellt. Dıie SPD sucht offenbar darın einen (Ge-

sprächsfaden mıiıt der katholischen Soziallehre. Dıie FDP weıtere rage Mufß die Kıiırche nıcht mehr und mehr auch

scheint, wenn WIr den Hınvweıs ın den Kirchenthesen rich- der Tatsache Rechnung tragen, da{fß s1e den bisher VOI -

handenen Angebotsrahmen, personell VOT allem, auchtig verstehen, für seine Zurückdrängung plädieren.
Andere sprechen VO  } einer Verschiebung bzw Umkeh- selbst ımmer wenıger wırd ausfüllen können?

Tung dieses Prinzıps (so beispielsweise die Denkschriftt der
EKD über soz1ale Siıcherheıit), wobei die Umkehrung ohl Woste: Zum ersten Punkt kann iıch 1L1LUTr N, da die

Kırche ımmer erklärt, da{ß eın flächendeckendes Angebotverstehen ist, da{fß mMI1It zunehmender Sozialstaatlich-
keit der Staat alles ın eigener Regıe übernehmen hat, besten realisıeren 1St, WE die Planung in Z

sammenarbeit miıt den freien Trägern geschieht. DieWas für die Durchsetzung sozialstaatlicher Ansprüche
notwendıg 1sSt und dann der Rest trejen Trägern über- Kırche hat sıch solcher Mitwirkung immer bereit ei-

lassen ware. Koönnten Sıe einer solchen Umkehrung des klärt Zum zweıten Teıl Ihrer Frage: Die Kırche steht in

Subsidiariıtätsprinzıps 1M Blick auf dıe irchlichen Träger der Tat VOT der ernstien Frage, ob S1e alle Angebote
zustiımmen? ufzen kann. 1)as 1St bereıts heute nıcht möglıch und wırd

1ın Zukunft noch wenıger möglıch se1n. Um wichtiger
Woöste würde einer Umkehrung nıcht zustimmen, 1St auch 1m Interesse einer die Wahlmöglichkeiten des

einzelnen respektierenden staatlıchen Gemeinschaft, da{ßohl aber einem gew1ssen Wandel 1m Verständnıis. Es 1sSt
sıcher S! da{fß infolge der Verdichtung des gesellschaft- für dıe Aktıvıtäten, dıe sS1e un andere Träger entfalten

können, eın echter Freiheitsraum erhalten bleibt.lichen Lebens und der Forderungen, dıe VO  —$ der Gesell-
chaft den Staat gestellt werden, der Staat se1ıne Für-
sorgepflicht in verstärktem aße wahrnehmen MuUu Das
sollte aber LUr bedeuten, einmal dafß VO  ; seiner Rah- „Den Auftrag der Kiıirche erfüllen“
menkompetenz stärkeren Gebrauch macht, Zzu anderen,
daß mehr orge darauftf verwendet, da{fß überall die Kirchenpräsident ild hat VOT agen 1m Z DE —-

entsprechenden Angebote vorhanden sınd; iınnerhal die- klärt, das Verhältnis Staat un Kirche se1l keine eın für
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allemal festgelegte Größe, sondern bleibe dem geschicht- risch entsprechenden Dienst der Kırche, den die Ge-
liıchen Wanndel unterworfen un könne deshalb auch Je- meindeseelsorge nıcht eisten annn Im Mittelpunkt stehen
derzeıt diskutiert werden. Wır vermuten, daß Sıe 1 also nıcht institutionelle Erfordernisse, sondern steht die
Prinzıp dieser Feststellung zustımmen, auch wenn VO  e} Frage, w1ıe Nan dem relıg1ösen Anspruch der Soldaten
katholischer Seıite 1i  a in diesem Punkt vielleicht wenıger besten entsprechen kann. Es 1st selbstverständlich, da{ß die
Flexibilität gewohnt 1St ber die grundsätzlıche Wandel- ıinnere Unabhängigkeit der kirchlichen Arbeit 1n diesem
barkeıt 1mM Verhältnis Kırche un: Staat tührt notwendig Bereich gewahrt seın mufß
ZUuUr Frage, W as tür die katholische Kırche prinzipiell un

den gegebenen geschichtlichen Umständen SOZUSASCH Wıe gedenkt dıe katholische Kiırche damıiıt
den Essentials gehört und W as tatsächlich verände- möchten WIr nochmals den Hınvweıs auf die Schwierig-

rungsfähig oder veränderungsbedürftig 1St. Die treıe Rege- keıiten des modernen Staates, Kirchen un: Religions-
lung des Kircheneintritts f A bewegt sıch sıcher auf einer gemeinschaften iıne ıhrer Sendung entsprechenden gesell-
anderen Ebene als die Exıistenz theologischer Fakultäten, schaftlichen und rechtlichen Standort zuzubillıgen, auf-
der Religionsunterricht wieder autf einer anderen als die greifen sıch langfristig auf dıe Tatsache einzustellen,
weltanschaulich neutrale Gemeinschaftsschule? da{fß auch die Bundesrepubliık eın säakularer Staat geworden

ISt, dessen polıtische Führung (vermutlichoweıtgehend
unabhängig VO  - der parteılıchen Zusammensetzung) dıeWöste Das VO  ; Ihnen vorhın zıitierte Arbeıitspapıier der

Sachkommission der GemeLiLnsamen Synode betont mi1t sittlich und relıg1ös plurale und das heißt nüchtern ohl
Nachdruck, dafß sıch Staat und Gesellschaft ebenso WwWI1e die auch mehr oder wenıger christentumsneutrale oder -terne
Kırche ständıg wandeln und daß diese Änderungen sıch Gesellschaft in ıhrer Gesetzgebung nıcht NUur respektie-
auf ihr Verhältnis untereinander auswirken mussen. Zu fren hat, sondern diese auch verkörpert?
Ihrer rage nach den „Essentials“ möchte ıch Aaus Gruün-
den der Anschaulichkeit VO der Lage der Kırche 1n kır- Wöste Dies 1St 7zweiıfellos eın zentraler Punkt für dıe
chen- oder religionsfeindlichen Staaten ausgehen. Dort heutige kirchliche Arbeıt 1m politischen Raum. Er 1st
mu{fß die Kırche das bloße UÜberleben kämpfen, das gerade 1ın den etzten Jahren Gegenstand vielfacher inner-
bedeutet, die Möglichkeit der Verkündigung un Seel- kırchlicher Überlegungen SCWESCH, die ıch hier 1Ur grob
o überhaupt, die ungehinderte Verbindung ZW1- skizzieren kann. Es 1St auch nach meıner Auffassung
schen Papst, Bischöten und Gläubigen und Ausbil- Nüchternheit Platze, nıcht aber Verzagtheıt. Als Chri-
dungsmöglichkeiten für den Priesternachwuchs. In einem Sten glauben WITr, einen Beıtrag Z Gestaltung dieser
Staat, der den Religionen und Weltanschauungen ıhren Welt eisten mussen und auch eisten können. Dieser
treien Raum laßt, kommt als entscheidender Punkt die Beitrag kann hiıer scharf konturiert se1n, dort mehr 1M
Möglichkeit hinzu, 1m öftentlichen und politischen Raum Grundsätzlichen lıegen, un: wırd oft auch eiınen plu-
den auf den Menschen ausgerichteten Auftrag der Kırche ralen Charakter haben Wır mussen iıh: unverkürzt le1ı-

erfüllen, Zeıchen der Transzendenz, Förderin der Sten, ob ıh: dıe Welt hören ll oder nıcht, ob gelegen
metaphysischen Diımension des Menschen und zugleich oder ungelegen 1ISt. Nun könnte INan SagcNh, die Kirche
Anwalr des umanen un: der Mitmenschlichkeit die Gesamtheit des Gottesvolkes habe ihre Pflicht
se1ın das alles nıcht aut der Grundlage irgendeines getan, WEenNnnNn S1ie ıhre Meınung Gehör bringt; dann se1l
Zwanges, sondern 1n der Orm des Angebotes, des Dien- Sache der staatlıchen Instanzen alleın, die letzte Ent-
stes. Es kommt 1n erster Linıe darauf d WwW1€e 1mMm Zusam- scheidung fällen. Das ware aber zZuwen1g. Denn der
men wirken zwıschen Kirche un! Staat dem Menschen Christ tragt als Bürger des Staates für diesen die volle
hier und heute AIn besten gedient wırd. Daflß diıeser Dienst Mıtverantwortung. Deshalb 1St 1n einem demokratı-
seine personellen, finanzıellen und organısatorischen Vor- schen Staat nıcht Nur das Jegıtime Recht, sondern für den
auSsSetZUNgenN hat, dürfte selbstverständlıch se1n. Christen ıne auch 1mM Glauben begründete Pflıcht, dıe als

richtig erkannte Lösung politischer Fragen mıiıt allen
ıbt nıcht auch Aus kirchlicher Siıcht Punkte 1m demokratischen Mıtteln anzustreben. Dies 1St nıcht 1n

Verhältnis Kırche und Staat, dıe korrekturbedürftig sind? erstier Linıie Sache des kırchlichen Amtes und zentraler
Wır könnten uns denken, dafß ine Zew1sse Entflechtung kıirchlicher Stellen. Dıie Zukunft des politischen Dienstes
zwischen kiırchlichem Auftrag und staatlıchen Institu- der Kırche und damıt auch w1ıe WIr meınen Nsere>s

tiıonen (Militärbischofsamt als Bundesoberbehörde!) der Staates und unserer Gesellschaft wırd mMi1t davon abhän-
Kırche durchaus dıe Möglıchkeit gäbe, ihren Seelsorgsauf- SCH, 1inWwıeweıt sıch die Christen 1in iıhren Gruppierungen,
trag MILt mehr Unabhängigkeıt wahrzunehmen. Verbänden, Gemeinden, VO  3 der Ortsebene bıs hın den

Zusammenschlüssen un: repräsentatıven Gremıiıien aut der
Woste Es 1St für miıch schwer, hıer ıne bündıge AÄAntwort Bundesebene, politisch engagıeren. Das Gewicht dıeser

christlichen Verpflichtung wiıird unabhängıg VO  3 dengeben. Dıie Seelsorge ın der Bundeswehr hat ıhren letz-
ten Grund 1ın dem echt des Soldaten auf einen seiner Erfolgschancen zunehmen, Je säkularer und glaubens-
besonderen Lage sowohl inhaltlıch als auch organısato- fterner Staat un: seine Gesellschaft seiın werden.


